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Rechtliche Wertung der Zuldssigkeit des Biirgerbegehrens "Rettet das Wittlicher Freibad"
Ihre Schreiben vom 16.10.2020 und 22.10.2020

Sehr geehrte Damen und Herren,

nachfolgend Anmerkungen der hiesigen Kommunalaufsichtsbehérde zu den mit Schreiben vom
16.10.20 und 22.10.20 vorgelegten verwaltungsseitigen Zweifel an der RechtméaRigkeit des an-
gestrebten Bilrgerbegehrens ,Rettet das Wittlicher Freibad”.

Wahrung der 4-Monatsfrist nach § 17a Abs. 3 Satz 1 2. HS GemO

Nach den vorgelegten Unterlagen ist nicht eindeutig belegt, dass es sich bei der Entscheidung
des Stadtrates am 23.06.2016 um einen Grundsatzbeschluss dergestalt handelt, dass im Folgen-
den nur noch ein Kombibad mit reduzierten Wasserflachen konkret in Bezug auf das Freibad
beinhalten soll. Denn der Hinweis, dass eine Forderung eines Neubaus nur fiir reduzierte Was-
serflichen in Summe der aktuellen Wasserflachen im Hallenbad und im Freibad nach ersten Ge-
sprachen mit Férdergebern zu erwarten sind, ist ausschlieBlich in der Begriindung der Verwal-
tungsvorlage aufgenommen worden. Der konkret gefasste Beschluss des Stadtrates |dsst nicht
unmittelbar erkennen, dass dieser Hinweis der Verwaltung seitens des Stadtrates fiir die wei-
tere konkretisierende Planung maRstabsetzend sein sollte. Eindeutig ist lediglich, dass mit die-
sem Beschluss der Neubau des Vitelliusbades in der Badebetriebsstruktur eines kombinierten
Hallen- und Freibades mit einer ganzjahrigen parallelen Nutzung beider Bereiche verfolgt wer-
den soll.
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Unterstellt, dass sich die Entscheidung zur ,,Reduzierung der Wasserflachen” unter Bericksichti-
gung der Begriindung der Verwaltungsvorlage und spéaterer Beschllisse des Stadtrates zweifels-
frei nachweisen lieRe, hat der Stadtrat mit seiner Entscheidung vom 10.12.2019 zu TOP 10
diese Linie aus hiesiger Sicht aus nachfolgenden Griinden aufgegeben.

In der Verwaltungsvorlage zu diesem Beschluss wird auf folgendes hingewiesen: ,, Aufgrund der
Erkenntnisse aus der Biirgerinformationsveranstaltung am 25.09.2019 im Eventum Wittlich, der
Eingabe der Biirgerinitiative zum Erhalt des Freibades sowie dem Gespréch mit Innenminister
Roger Lewentz am 21.10.2019 in Mainz und den sich daraus ergebenden gednderten Férdervo-
raussetzungen soll durch die beauftragten Planungsbeteiligten eine Alternativplanung unter Bei-
behaltung des gesamten Freibades erstellt werden. Hierflir sind honorarwirksame Wiederho-
lungsleistungen der Vorentwurfs- und Entwurfsphase (Lph 2+3, HOAI) notwendig.” Die Verwal-
tung wurde nach dem entspr. Beschlussauszug einstimmig mit dieser Alternativplanung unter
Beibehaltung des Freibades — und damit seiner tatsdchlichen Ausgestaltung und Wasserflachen
- beauftragt. Die Ergebnisse dieses neuen Auftrags des Stadtrates wurde in der Sitzung am
02.07.2020 unter TOP 5 vorgestellt.

Die inhaltliche Debatte und insbesondere der Beschluss zu TOP 10 der Ratssitzung vom
10.12.19 ist aus hiesiger Sicht eher als neuer Abwagungsprozess gegenliber dem unterstellten
Grundsatzbeschluss aus dem Jahre 2016 anzusehen, der sich als neues Regelungsprogramm
darstellt, ndmlich ggf. Verzicht auf Reduzierung der Wasserflachen des Freibades, wenn sich
dies als wirtschaftlichere Variante realisieren ldsst (sieche Kommentar Praxis der Kommunalver-
waltung, Ziffer 4.1.2.2.1.3.4 zu § 17a GemO). Dafiir spricht auch, dass die Stadtverwaltung in
ihrer Verwaltungsvorlage zu TOP 5 der Stadtratssitzung vom 02.07.20 beide Varianten 1 und 2
in den Beschlussvorschlag alternativ aufgenommen hat. Damit wurde dem Stadtrat bewusst die
politische Entscheidung liberlassen, ob er bei seiner Linie bleibt oder bei Entscheidung fiir die
Variante 2 seine bisherige Linie aufgibt. Bei Weitergeltung des Grundsatzbeschlusses aus dem
Jahre 2016 hatte aus hiesiger Sicht bereits die Stadtverwaltung ausschlieBlich die Variante 1 zur
Entscheidung vorschlagen diirfen. In der Beschlussvorlage der Verwaltung hatte als Grund fir
den ausschlieBlichen Vorschlag fiir die Variante 1 der Hinweis gereicht, dass Ergebnis der Pri-
fung des Erhalts der Ausgestaltung des Freibads mit seinen Wasserflachen (auf Wunsch der BI)
habe sich als nicht wirtschaftlichere Losung (Variante 2) herausgestellt.

Daher ist aus hiesiger Sicht fir den Beginn der 4-Monatsfrist der Beschluss des Stadtrates vom
02.07.20 malgebend. Die Abgabe des Blirgerbegehrens am 06.10.20 ist daher aus hiesiger Sicht
fristgerecht erfolgt.

Frage des Biirgerbegehrens nach § 17 a Abs. 3 Satz 2 GemO

Das Burgerbegehren enthélt eine mit ja oder nein zu beantwortende Frage. Die Frage ist auch
grundsatzlich hinreichend bestimmt. Es soll mit dem Biirgerbegehren geklart werden, ob im
Rahmen eines Blrgerentscheides das Freibad in seiner jetzigen Ausgestaltung, also seinen aktu-
ellen BeckengroRen, Beckenanordnungen und Wasserflachen erhalten bleiben soll, entgegen
dem Stadtratsbeschluss vom 02.07.20, der in TOP 5 sich flr eine Kombibad-Variante mit redu-
zierten Wasserflachen des Freibadbereiches entschieden hat.

Diese von der Blrgerinitiative (Bl) formulierte Frage ist nach den von der Stadtverwaltung bis-
her erhaltenen Unterlagen grds. auch technisch realisierbar. Denn diese von der Bl angestrebte
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Lésung wurde in der Stadtratssitzung am 02.07.20 unter TOP 5 laut Beschlussvorlage der Ver-
waltung von dieser dem Stadtrat als Variante 2 als alternativer Kombibadvorschlag (Kombina-
tion von neuem Hallenbad mit vorhandenen Becken des aktuellen Freibades nach u.a. techni-
scher Sanierung) zur Variante 1 unterbreitet.

Gegeniber der Variante 2 wurde die Variante 1 dem allgemeinen Haushaltsgrundsatz der Spar-
samkeit und Wirtschaftlichkeit entsprechend in der Verwaltungsvorlage als ,nachhaltigere und
wirtschaftlichere” Variante bezeichnet. Daraus folgt, dass zumindest im Zeitpunkt der Sitzung
am 02.07.20 die Variante 2 nicht als unwirtschaftliche Variante seitens der Stadtverwaltung an-
gesehen wurde, die konkret gegen den Haushaltsgrundsatz nach § 93 Abs. 3 GemO — und damit
gegen eine gesetzliche Vorschrift - verstoRt. Die hiesige Kommunalaufsichtsbehérde geht davon
aus, dass die Stadtverwaltung die Variante 2 nicht in den Beschlussvorschlag der Verwaltung
aufgenommen hatte, wenn sie diese Variante als gesetzeswidrig zum damaligen Zeitpunkt an-
gesehen hatte.

Begriindung des Biirgerbegehrens

Inhaltlich sind in der Begriindung die wesentlichen tatsichlichen und evtl. rechtlichen Griinde
mitzuteilen, die die Initiatoren des Biirgerbegehrens zur Beantragung des Biirgerentscheids be-
wogen haben. Besonderer Fokus liegt insofern auf der Darstellung der faktischen Ausgangslage
und der Erwdgungen, die das Blirgerbegehren in sachlicher Hinsicht tragen. Dabei ist nicht ge-
fordert, dass die Begriindung alle in Bezug auf den Gegenstand des Biirgerbegehrens bestehen-
den Argumente benennt oder gar das Fiir und Wider aus objektiver Sicht darstellt. Erforderlich
ist nur, dass die wesentlichen Beweggriinde, aus denen das Biirgerbegehren initiiert wird,
dargelegt werden. Es handelt sich insofern nicht um ein Gebot der sachlichen Information der
Blrger (ber alle Umstdnde des Blirgerbegehrens, sondern um ein durchaus wertungs- und wer-
bungsoffenes Instrument.

Die Birger kénnen nur dann sachgerecht tiber die Unterstiitzung eines Biirgerbegehrens ent-
scheiden und von ihrem Eintragungsrecht Gebrauch machen, wenn sie nicht durch den vorge-
legten Begriindungstext in wesentlichen Punkten in die Irre gefiihrt werden. Es ist daher mit
dem Sinn und Zweck eines Plebiszits auch auf kommunaler Ebene nicht vereinbar, wenn in der
Begriindung des Biirgerbegehrens in einer entscheidungsrelevanten Weise unzutreffende Tat-
sachen behauptet werden oder wenn die maRgebende Rechtslage unzutreffend bzw. unvoll-
standig erldutert wird (VGH Miinchen, Beschl. v. 9.12.2010 — 4 CE 10.2943).

Die Begrundung des Blirgerbegehrens erfillt zwar eine wichtige Informationsfunktion, weil sie
den Unterzeichnern verdeutlicht, worauf sich die Fragestellung bezieht und welche Motive
aus Sicht der Initiatoren fiir den angestrebten Biirgerentscheid maRgebend sind. Anders als
die — meist von Verwaltungsmitarbeitern erarbeiteten — Beschlussvorlagen fiir Ratssitzungen,
die der dortigen Diskussion und Abstimmung als Grundlage dienen und die bestehende Sach-
und Rechtslage zundchst in neutraler Form darstellen sollten, muss aber die einem Biirgerbe-
gehren beigefiigte Begriindung noch keinen (vorldufigen) Uberblick {iber die Ausgangssituation
und den kommunalpolitischen Streitstand vermitteln. Die Betreiber des Biirgerbegehrens neh-
men am &ffentlichen Meinungskampf teil und sind nicht zu einer objektiv ausgewogenen Erliu-
terung ihres Anliegens verpflichtet. Die um ihre Unterschrift gebetenen Biirger miissen sich
vielmehr selbststdndig ein Urteil dariiber bilden, ob sie die — in der Regel einseitig zugunsten
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des Biirgerbegehrens — vorgebrachten Griinde fiir stichhaltig halten oder ob sie sich zusatzlich
aus weiteren Quellen informieren wollen. Zu beanstanden ist die Begriindung eines Blrgerbe-
gehrens daher nur, wenn sie Gber eine bloR tendenziése Wiedergabe hinaus einen entschei-
dungsrelevanten Umstand nachweislich falsch oder in objektiv irrefihrender Weise darstelit.
Da die Begriindung nur wahrend der Phase der Unterschriftensammlung und nicht auch fiir die
offentliche Diskussion bei einem spéateren Biirgerentscheid von rechtlicher Bedeutung ist, gel-
ten fur sie Uber das erwdhnte Tauschungs- und Irrefiihrungsverbot hinaus keine inhaltlichen
Mindestvorgaben. Auch eine inhaltlich substanzarme, sich in allgemeinen Werturteilen oder Pa-
rolen erschopfende Begriindung ist somit zuldssig, wenn sie noch einen thematischen Bezug zu
der Entscheidungsfrage aufweist (VGH Miinchen, Lin. v. 17.5.2017 — 4 B 16.1856).

Die Begriindung des Biirgerbegehrens ,Rettet das Wittlicher Freibad” ist zweifelsfrei sehr knapp
gehalten. Sie enthalt in den ersten 2 Satzen Erlduterungen zur Fragestellung. Insoweit wird in
der Begriindung klargestellt, dass sich das Blirgerbegehren ausschlieRlich gegen die Reduzie-
rung der Wasserflachen des Freibades richtet und sich fir den vollstandigen Erhalt dieser Was-
serflachen einsetzt. Im ndchsten Satz wird klargestellt, dass sich das Blrgerbegehren nicht ge-
gen den Abriss und Neubau des zukiinftig ganzjdhrig nutzbaren Hallenbades und nicht gegen
das vom Stadtrat verfolgte Kombibadkonzept richtet. Damit enthélt die Begriindung keine Aus-
sage, dass die Technik des Freibades auch erhalten werden soll (Annahme der Stadtverwaltung
im vorgelegtem Schreiben). Im 3. und gleichzeitig letztem Satz der Begriindung wird mitgeteilt,
dass ,,das Vitelliusbad in den Bereichen Soziales, Freizeit, Gesundheit und Schul- und Vereins-
sport eine besondere Bedeutung fiir das Gemeinschaftsleben der Stadt hat.” Das derzeit vor-
handene Vitelliusbad besteht aus dem Hallenbad und dem Freibad. Denn im Internetauftritt
der Stadt Wittlich wird unter ,,Vitelliusbad Wittlich“ sowohl das Hallenbad als auch das Freibad
dargestellt. Folgerichtig sind im Haushaltsplan der Stadt Wittlich unter dem Produkt 4241 - Vi-
telliusbad — sowohl die Kosten des Hallen- als auch Freibades aufgelistet. Vor diesem Hinter-
grund wird im 3. Satz der Begrlindung zum Ausdruck gebracht, dass das Hallen- und Freibad in
Wittlich von besonderer Bedeutung flir das Gemeinschaftsleben der Stadt ist. Es ist in der Be-
grindung nicht erkennbar, ob diese Aussage auf das aktuelle Hallen- und Freibad, die vom
Stadtrat beschlossene Variante eines Kombibades oder auf die vom Biirgerbegehren verfolgte
Variante eines Kombibades bezogen ist. Vom Standpunkt eines objektiven Dritten spricht viel
dafiir anzunehmen, dass diese Aussage auf alle 3 genannten Varianten des Hallen- und Freiba-
des in Wittlich zutrifft. Nach dem Wortlaut der Begriindung werden damit direkt keine Motive
benannt, die flir den angestrebten Biirgerentscheid —im Wesentlichen Erhalt der Wasserfla-
chen des Freibades - malgebend sind. Nur indirekt kann vom Standpunkt eines objektiven Drit-
ten angenommen werden, dass mit dem Erhalt der aktuellen Wasserflachen des Freibades ge-
genliber der Reduzierung der Wasserflachen des Freibades eine hohere Attraktivitat flr Besu-
cher/innen des Bades sowie fiir den Vereinssport gesehen wird. Ob damit die Begriindung noch
die Mindestinformationspflicht Gber die Motive der Initiatoren des Blirgerbegehrens enthalt, ist
auch nach zuvor genannter Rechtsprechung zumindest fraglich.

Im Vorfeld der Abgabe des Blirgerbegehrens hat es mehrere Gesprache der Vertretungsberech-
tigten des Biirgerbegehrens mit der Stadtverwaltung und Mitgliedern des Stadtrates gegeben.
Den Beschlissen des Stadtrates Wittlich und den 6ffentlichen Medien ist insoweit zu entneh-

men, dass der Stadtrat aufgrund eines in Auftrag gegebenen Gutachtens im Wesentlichen kl3-
ren lieR:
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Wie ist der Ist-Zustand vor dem Hintergrund der weiteren Nutzung des Freibades zu bewerten?
Welche technische Restnutzungsdauer der Bauwerke ist zu erwarten? Welche materialtechni-
schen Eigenschaften weist der Konstruktionsbeton vor dem Hintergrund einer méglichen In-
standsetzung auf?

Fazit des Gutachtens war laut Beschlussvorlagen-Nr. 2020/185 der Stadtverwaltung, dass u.a.
hinsichtlich der technischen Restnutzungsdauer der Freibadbecken durch die umfangreichen
Hohllagen in der Fliesenauskleidung und die dadurch entstandenen Schiden keine Restnut-
zungsdauer der Konstruktion mehr vorhanden ist. Die insoweit erstellte Alternativplanung mit
Sanierung der kompletten Freibadbereiche und Darstellung der insoweit zu erwartenden Kos-
ten — wie von der Bl angestrebt — wurde in der Stadtratssitzung am 02.07.20 als Variante 2 vor-
gestellt: Neubau Hallenbad als Kombibad unter Beibehaltung des gesamten Freibades gem. For-
derung der Bl. Die zu erwartenden Kosten fiir die Beibehaltung der aktuellen BeckengréRen des
Freibades waren laut Anlage zur Beschlussvorlagen-Nr. 2020/185 , Investitions- und Lebenszyk-
luskosten der Planungsvarianten” rd. 3 Mio. € héher und fiihren zu jhrl. zu erwartenden hohe-
ren Belastungen flir den Haushalt der Stadt Wittlich von 432.799 €.

Vertretungsberechtigte des Biirgerbegehrens haben in der Folgezeit die Richtigkeit des Gutach-
tens flr die Berechnung der Sanierungskosten fiir den Neubau eines Kombibades unter Beibe-
haltung der Wasserfldchen des Freibades in Zweifel gezogen und in der Offentlichkeit (siehe
u.a. Auszug aus Trierischem Volksfreund vom 07.10.20 — Biirgerbegehren: Biirgerinitiative zum
Erhalt des Wittlicher Freibades tibergibt Unterschriften) die Auffassung vertreten, die von lhnen
angestrebte Kombibadvariante ,mit Erhalt des Freibades in bestehender Form wiirde die Stadt
sogar noch viel Geld sparen.” Einem offenen Brief von Mitgliedern des Stadtrates Wittlich vom
08.08.20 ist zu entnehmen, dass die Bl ihre Auffassung, dass der Erhalt des Freibades mit gerin-
gen finanziellen Mitteln machbar sei, auch in den sozialen Netzwerken verbreitet werde. Der
allgemein hinterlegte Text der geschlossenen WhatsApp-Gruppe ,,Vitelliusbad retten!”, dessen
Administrator einer der Vertretungsberechtigten des Biirgerbegehrens ist, weist beispielsweise
u.a. darauf hin, dass der vom Stadtrat gefasste Beschluss zum Neubau eines Kombibades ,un-
ausgegoren ist und die berechtigen Wiinsche und Bediirfnisse der Biirger/innen — sowohl im Hin-
blick auf die Nutzungsméglichkeiten als auch auf finanzielle Belastung missachte”. Konkret wird
in der Gruppe darauf hingewiesen, dass mit dem Biirgerbegehren die Variante 2b favorisiert
werde, die Stadtratsmitglied Dr. Praeder als Antrag in der Sitzung des Stadtrates am 02.07.20
eingebracht habe (Neubau Hallenbad und Freibad nur im notwendigen Umfang sanieren, ca. 13
Mio. € Gesamtkosten). Damit vertritt die Bl in der Offentlichkeit die Auffassung, dass von der
Stadt erstellte Gutachten in Bezug auf festgestellte Sanierungskosten des Freibades seien falsch
und halten ihre Auffassung, das Freibad konne bei Neubau des Hallenbades technisch ange-
schlossen und mit geringen Unterhaltungsaufwendungen weiter betrieben werden aufrecht.
Seitens der Stadtverwaltung wurde mit Schreiben vom 22.10.20 der hiesigen Verwaltung mitge-
teilt, dass die in der Stadtratssitzung am 02.07.20 anwesenden Fachleute aus technischen Griin-
den von der Umsetzung der Variante 2b eindringlich abgeraten hitten. Beispielsweise wire mit
hoher Wahrscheinlichkeit kein Unternehmen bereit, die neuinstallierte Technik des nicht in
Frage gestellten Hallenbadneubaus an die bestehende 30 Jahre alte Technik (Leitungsrohr,
Elektrik usw.) des Freibades anzuschlieBen und die dafiir erforderlichen Gewéhrleistungen zu
Ubernehmen. Das Risiko eines Komplettausfalls der Freibadtechnik sei so hoch einzuschétzen,
dass ausdrticklich davon abgeraten werden miisse. Fiir den Fall, dass der Variante (2b) dennoch
der Vorzug gegeben wiirde, miisste mittel- und langfristig von Kosten ausgegangen werden, die
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die einer Generalsanierung des Freibades Uibersteigen wiirden und somit diese Variante 2b un-
wirtschaftlich sei.

Aus der Begriindung des Birgerbegehrens ist diese 6ffentliche Auseinandersetzung mit dem
Stadtrat in keinster Weise erkennbar. Auch nicht erkennbar ist aus der Begriindung, was mit
der gestellten Frage konkret gewollt ist: Die tatsdchlich mégliche Realisierung der Variante 2a
der Stadtratsvorlage vom 02.07.20 oder der angenommenen kostenglinstige Weiterbetrieb des
Freibades nach technischem Anschluss mit neuem Hallenbad, die aufgrund des der Stadt Witt-
lich vorliegenden Gutachtens als tatsachlich nicht méglich bzw. wegen Unwirtschaftlichkeit aus-
geschlossen wurde (Variante 2b auf Vorschlag Dr. Praeder). Insoweit werden die Unterzeichner
des Burgerbegehrens im Unklaren gelassen, welche konkrete Sanierungsvariante mit dem Biir-
gerbegehren verfolgt wird: einer behaupteten kostenglinstigen Erhaltung des Freibades, die
aus Sicht beauftragter Fachgutachter als nicht realisierbar bzw. als unwirtschaftlich einge-
schatzt wird (Variante 2b) oder die Variante 2 bzw. 2a der Stadtratssitzung vom 02.07.20, die
erheblich teurer ist als die vom Stadtrat beschlossene Variante.

Damit kann nicht ausgeschlossen werden, dass die Begriindung im Zusammenwirken mit der
gestellten Frage vom Standpunkt eines objektiven Dritten wegen des Nichteingehens auf die
Auseinandersetzung mit dem Stadtrat und insbesondere der fehlenden Darstellung der tatsach-
lich gewollten und verfolgten Sanierungsvariante fiir die Unterzeichnenden irrefiihrend ist.
Nach der Kommentierung PdK zu § 17a GemO mussen die entscheidungserheblichen Tatsachen
in der Begriindung des Birgerbegehrens zutreffend wiedergegeben werden, damit die Unter-
schriftsberechtigten den Inhalt des Blrgerbegehrens verstehen, seine Auswirkungen tberbli-
cken und die wesentlichen Vor- und Nachteile abschatzen kénnen. Die Auffassung der dortigen
Verwaltung, dass im in Rede stehenden Biirgerbegehren diese Anforderungen an die Begriin-
dung nicht erfllt werde, wird aus zuvor genannten Griinden mitgetragen.

Evtl. AusschlieBungsgrund nach § 17a Abs. 2 Nr. 9 GemO — gesetzeswidrige Antrage

Der MaRstab fiir die Rechtswidrigkeit als AusschlieBungsgrund ist in Anlehnung an die MaR-
stabe fuir ein kommunalaufsichtliches Einschreiten zu gewinnen (OVG Koblenz, Urt. vom
25.11.1997, NVwZ 1998 S. 425 [426]). Das bedeutet insbesondere, dass etwaige Handlungs-
spielrdume der Stadt im Rahmen der Umsetzung noch zu beriicksichtigen sind. Gesetzeswidrig
i.S.d. § 17a Abs. 2 Nr. 9 GemO ist der Gegenstand eines Biirgerentscheids erst dann, wenn eine
erfolgreiche Durchfiihrung des Biirgerentscheids unmittelbar ein rechtswidriges Handeln der
Gemeinde zur Folge hatte und die Zuldssigkeit des Begehrens insofern letzte Gelegenheit zur
Sicherung rechtmaBigen Handelns darstellte (so wohl OVG Koblenz, Urt. vom 25.11.1997, NVwZ
1998 S. 425 [426]). Bliebe der Stadt bei erfolgreicher Durchfiihrung des Biirgerentscheids auch
die Méglichkeit eines die Vorgaben des Burgerentscheids wahrenden rechtmaRigen Alternativ-
verhaltens, stellte sich das Biirgerbegehren nicht als gesetzeswidrig dar und ware zuldssig (vgl.
VGH Miinchen, Urt. vom 21.3.2012, BayVBI 2012 S. 632 [633]). Die Darlegungs- und Beweislast
hinsichtlich der Unmdglichkeit rechtméRigen Handelns bei erfolgreicher Durchfiihrung des Biir-
gerentscheids trifft den sich auf die Unzuldssigkeit des Begehrens berufenden Stadtrat (OVG
Koblenz, Urt. vom 25.11.1997, NVwZ 1998).

Sofern der Stadtverwaltung Tatsachen vorliegen die beweisen, dass die mit dem Biirgerbegeh-
ren zumindest in der Offentlichkeit vertretene Auffassung, der Neubau eins Kombibades unter
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Erhaltung der Becken und Wasserfldchen des Freibades sei zumindest mit deutlich geringeren
Kosten als die vom Stadtrat beschlossene Variante zu realisieren, tatsachlich nicht realisierbar
sein sollte oder tatséchlich einen Rechtsverstol gegen § 93 Abs. 3 GemO darstellt, bliebe vor
dem Hintergrund der gestellten Frage nur noch die Realisierung der Variante 2 bzw. 2a aus der
Stadtratssitzung am 02.07.20. Nach den von der Stadtverwaltung erhaltenen Unterlagen hat
der Fordergeber die Forderung eines neuen Kombibades der Stadt Wittlich mit Beibehaltung
der Wasserfldchen des Freibades nur in Aussicht gestellt, wenn diese MaBnahme wirtschaftli-
cher ist als ein neues Kombibad mit verringerten Wasserflachen. Das seitens der Stadt insoweit
in Auftrag gegebenes Gutachten kommt zu dem Ergebnis, dass ein neues Kombibad unter Bei-
behaltung der Ausgestaltung des Freibades mit den aktuellen Wasserflachen rd. 3 Mio. € ho-
here Investitionskosten und zu jhrl. zu erwartenden héheren Belastungen fiir den Haushalt der
Stadt Wittlich von 432.799 € verursache.

Vor diesem Hintergrund wird der Stadtverwaltung empfohlen zu priifen, ob die Realisierung der
zuvor genannten Variante mit deutlich héherer Belastung des Haushalts der Stadt Wittlich nicht
auch gegen die gesetzliche Regelung des § 93 Abs. 3 GemO verstolt. Zum Schutze der Eigenver-
antwortung der kommunalen Organe hat hierzu das OVG R-P bereits mit Urteil vom 1.7.1974
(AS 13, 412) festgestellt, dass dieses Rechtsgebot ein Einschreiten der Staatsaufsicht nur dann
rechtfertigt, wenn ein Verhalten , mit den Grundsétzen einer verniinftigen Wirtschaft schlech-
terdings nicht mehr vereinbar” ist, also in hohem MalSe unverniinftig erscheint, was allerdings
in der Regel nur nach naherer Priifung aller Umstdnde im Einzelfall festgestellt werden kann.

Nach hiesiger Kenntnis strebt die Stadt die Férderung des beschlossenen Kombibades aus 2 For-
derprogrammen (jeweils ein Férderprogramm fiir den Neubau des Hallenbades sowie die Sa-
nierung des Freibades) an und erwartet aufgrund von Vorgesprachen mit den Férdergebern aus
jedem Férderprogramm bis zu 3 bzw. 3,5 Mio. € Fordermittel. Sofern die Fordergeber der Stadt
bestatigen sollten, dass eine Férderung der mit dem Biirgerbegehren angestrebten Variante mit
Erhalt der Wasserflachen des Freibades aufgrund des eingeholten Gutachtens ausscheidet,
wirden der Stadt entsprechend hohe Fordermittel entgehen (bis zu 3 Mio. €). Sollte die Stadt-
verwaltung feststellen, dass die Realisierung des mit dem Biirgerbegehren verfolgten Zieles, Er-
haltung der Ausgestaltung sowie der Wasserflachen des Freibades Wittlich, nicht ohne Rechts-
verstoRR moglich sein, kdime das Ausschlusskriterium des § 17a Abs. 2 Nr. 9 GemO zum Tragen.

Mit freundlichen Griif3en

(Alfons Kuhnen)







	2020-10-30 Stellungnahme Kommunalaufsicht zur Zulässigkeit

